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mokratie wird hier unter neuen Voraussetzungen und in 
neuen Dimensionen aufgeworfen. Für ihre umfassende und 
eindeutige Beantwortung fehlt jedoch heute noch weit­
gehend das erforderliche empirische Material.

Im gesamtgesellschaftlichen Maßstab und aus perspek­
tivischer Sicht ist erkennbar, daß hinsichtlich des Verhält­
nisses von politischer Macht, sozialistischer Demokratie 
und wissenschaftlich-technischer Revolution die Bedeutung 
und auch die Teilnahme des zahlenmäßig wachsenden 
Wissenschaftlerpotentials am politischen Entscheidungs­
prozeß auf allen Ebenen zunimmt. Auch hier eröffnen sich 
neue Dimensionen für die Entwicklung des Inhalts und der 
Formen der sozialistischen Demokratie.

Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit

Der X. Parteitag unterstrich die Notwendigkeit, die sozia­
listische Gesetzlichkeit weiter zu festigen und die soziali­
stische Rechtsordnung auszubauen. Eindeutig wird dabei 
der Zusammenhang mit den politischen, ökonomischen, 
sozialen und erzieherischen Aufgaben herausgearbeitet, die 
der Parteitag stellt und für deren erfolgreiche Lösung die 
konsequente Verwirklichung und der weitere Ausbau 
unseres sozialistischen Rechts unabdingbar sind.

Wenn sich die weitere Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft generell durch das Wachstum 
der Bewußtheit und der Organisiertheit des gesellschaftli­
chen Handelns der Werktätigen auszeichnet, dann erhöht 
sich damit notwendig, auch die Bedeutung von Recht und 
Gesetzlichkeit, dann muß überall eine Atmosphäre der 
Unduldsamkeit gegenüber Rechtsverletzungen, eine Atmo­
sphäre der Ehrlichkeit und der bewußten Disziplin geschaf­
fen werden, die den zuverlässigen Schutz der Errungen­
schaften des werktätigen Volkes ebenso garantiert, wie sie 
einen planmäßigen und störungsfreien Wirtschaftsablauf 
sichert und die Herausbildung sozialistischer Beziehungen 
zwischen den Menschen, die Herausbildung sozialistischen 
Verantwortungsbewußtseins fördert. „Je verantwortungs­
bewußter die Bürger ihre gesetzlichen Pflichten gegenüber 
der Gesellschaft erfüllen und je gewissenhafter ihre Rechte 
gewahrt werden, um so mehr werden Ehrlichkeit und Ver­
antwortungsbewußtsein gefördert, Geborgenheit geschaf­
fen und Leistung stimuliert.“9 In diesem Kontext weist der 
Parteitag besonders auf die strikte Einhaltung jener 
Gesetze hin, die die Tätigkeit der Betriebe, Kombinate und 
wirtschaftsleitenden Staatsorgane für eine effektive, auf 
Leistungszuwachs gerichtete Wirtschaftsleitung und den 
Schutz des Volkseigentums betreffen.

Aus dieser Orientierung ergeben sich für die Gesetz­
gebung, ihren Inhalt und ihre planmäßige, perspektivische 
und ineinandergreifende Gestaltung, für die Tätigkeit der 
Justizorgane auf dem Gebiet der Rechtsverwirklichung, 
aber auch für alle anderen staatlichen Organe neue und 
weitreichende Aufgaben.10 Gerade die vorbildliche und 
verantwortungsvolle Einhaltung und Verwirklichung des 
sozialistischen Rechts durch alle staatlichen Organe in 
deren täglicher Arbeit, die rechtserzieherische Wirkung, die 
vor allem durch die Einbeziehung der Werktätigen in die 
Lösung der staatlichen Aufgaben erzielt wird, verwandelt 
die Gewährleistung und Festigung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit immer mehr zu einem Anliegen der gesam­
ten Gesellschaft. Der X. Parteitag hebt diese enge Ver­
knüpfung des Kampfes für die Festigung der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit mit der Entwicklung der sozialisti­
schen Demokratie bewußt hervor. Er begrüßt die Initiati­
ven vieler Arbeitskollektive, „die in der Bewegung für 
vorbildliche Ordnung, Disziplin und Sicherheit erfolgreich 
darum ringen, all das zu bewahren und zu schützen, was 
erarbeitet wurde“.11 Diese Bewegung, die gewachsene 
Autorität der Konflikt- und Schiedskommissionen, die 
Arbeit der Schöffen und die Aktivitäten vieler Bürger, die 
sich in der Öffentlichkeit gegen Rechtsverletzungen wen­
den, zeigen, wie die Verwirklichung des sozialistischen 
Rechts immer stärker zu einer Angelegenheit des engen

Zusammenwirkens von staatlichen Organen und gesell­
schaftlichen Kräften wird. Dies ist Ausdruck der wachsen­
den Erkenntnis, daß unser sozialistisches Recht den Inter­
essen des werktätigen Volkes entspricht, sie verwirklicht 
und schützt.

Davon zeugen auch die wachsenden Aktivitäten der ört­
lichen Volksvertretungen, die als sozialistische Vertretungs­
körperschaften gemeinsam mit den Bürgern und den 
gesellschaftlichen Organisationen die Einhaltung ihrer 
Stadt- und Gemeindeordnungen stärker kontrollieren und 
dabei generell eine immer umfassendere öffentliche Gesetz­
lichkeitskontrolle entwickeln. Diese gesellschaftlich immer 
wirksamer werdenden Aktivitäten der Volksvertretungen 
und ihrer Abgeordneten sowohl in den Betrieben als auch 
zunehmend in den Wohngebieten, ihr immer engeres Zu­
sammenwirken mit den Justizorganen, den gesellschaft­
lichen Organisationen und den Arbeitskollektiven zur Ver­
wirklichung der sozialistischen Gesetzlichkeit haben neben 
der unmittelbaren Festigung der sozialistischen Rechts­
ordnung und der Gewährleistung der Rechtssicherheit noch 
zwei andere wichtige Ergebnisse: Sie stärken die Staats­
autorität ganz im Sinn des Wesens der Arbeiter-und- 
Bauern-Macht als gesellschaftliche Autorität der Arbeiter­
klasse und ihrer Verbündeten. Zugleich erweitern sie die 
gesellschaftliche Basis der staatlichen Macht, erhöhen sie 
die Einsatzbereitschaft und die bewußte Aktivität der 
Werktätigen nicht nur zur Verwirklichung der unmittel­
baren ökonomischen und sozialen Aufgaben des Staates, 
sondern auch zur Einhaltung und Durchsetzung der dazu 
erforderlichen Grundsätze und Regeln des sozialistischen 
Gemeinschaftslebens und des persönlichen Verhaltens.

*

Die Stärkung des sozialistischen Staates und die Entwick­
lung der sozialistischen Demokratie sind zwei Seiten eines 
einheitlichen Prozesses, der gleichermaßen zur Festigung 
der Staatsautorität wie zur immer tieferen Verankerung 
des sozialistischen Staates in den werktätigen Massen des 
Volkes führt. Die Stärkung des sozialistischen Staates stellt 
keine Ausweitung seiner administrativen Gewalt oder 
irgendwelcher Repressionsfunktionen gegenüber den 
werktätigen Massen dar, wie antikommunistische Ideologen 
immer wieder glauben machen wollen. Sie besteht vor 
allem in der weiteren Vervollkommnung seiner organisie­
renden und mobilisierenden Arbeit, wodurch die schöpfe­
rischen Kräfte der Gesellschaft für die bewußte Verwirk­
lichung der gemeinsamen Grundinteressen aller werktäti­
gen Klassen und Schichten geweckt und zielstrebig in 
Bewegung gesetzt werden. 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11
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